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Der Bundesminister 
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Bonn, den 13. Mai 1958 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. ; Berufliche und gesellschaftliche Eingliederung spätaus- 
gesiedelter und ehemals zwangsverschleppter deutscher 
Kinder und Jugendlicher 

Bezug : Beschluß des Deutschen Bundestages vom 14. Dezember 
1956 

— Drucksachen 2974, 2752 der 2. Wahlperiode — 


Im Benehmen mit den Herren Bundesministern des Innern, 
der Finanzen, für Vertriebene, Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte 
sowie für gesamtdeutsche Fragen, beantworte ich den in der 
181. Sitzung der 2. Wahlperiode des Bundestages am 14. Dezem- 
ber 1956 gefaßten Beschluß wie folgt: 

Auf das Ersudien des Bundestages vom’ 14. Dezember 1956 
hat sich die Bundesregierung sowohl an die Ständige Konferenz 
der Kultusminister der Länder als aucti an diese selbst ge- 
wandt, um die Frage der sprachlichen, schulischen und staats- 
bürgerlichen Ausbildung und Fortbildung von Kindern und 
Jugendlichen aus dem Kreis der Aussiedler, Verschleppten 
und im Sinne der Richtlinien des Vorlage- und Zuschußtitels 
Gleichgestellten einer Lösung zuzuführen. Auch wurde den 
Ländern gegenüber immer wieder die Forderung erhoben, dem 
genannten Personenkreis nach dem Eintreffen in die Bundes- 
republik die Möglidikeit zu geben, die deutsche Muttersprache 
zu erlernen, die Lücken in der Schulbildung zu schließen und 
als Mindestvoraussetzung für jede Berufsausbildung den 
deutschen Volkssdrulabsdiluß zu erreichen. Der Bundesminister 
für Vertriebene, Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte hat persön- 
lich wiederholt bei den Konferenzen der Kultusminister der 
Länder zu dieser Frage gesprochen. In Verfolg der Be- 
mühungen der Bundesregierung sind auf Grund mehrerer 
Besprechungen zwisdien den beteiligten Bundesressorts, den 
Referenten der Unterrichts- und der Flüditlingsverwaltimgen 
der Länder „Leitsätze'" erarbeitet worden, die als Richtlinien 
für die in den einzelnen Bundesländern zu treffenden Maß- 
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nahmen dienen sollen. In diesen Leitsätzen ist die schulische, 
berufliche und gesellschaftliche Eingliederung der Kinder und 
Jugendlichen aus dem Kreise der Aussiedler und Verschleppten 
als ein vordringliches Problem von sozialer, kultureller und 
staatspolitischer Bedeutung bezeichnet, dessen befriedigende 
Lösung z. Z. eine der wichtigsten Aufgaben aller verantwort- 
lichen Stellen in Bund, Ländern und Gemeinden, sowie der 
gesamten deutschen Öffentlichkeit ist. 

Zu l.a) 

Aus den übersandten Berichten über die von den Kultus- 
ministerien (und -Senatoren) der Länder getroffenen Maßnahmen 
zur schulisdien Betreuung geht hervor, daß in den einzelnen 
Bundesländern verschiedene Wege zur Bewältigung dieser 
Aufgabe eingeschlagen werden. Die Meinungen, ob dabei den 
geschlossenen oder den offenen Fördereinrichtungen der Vorzug 
zu geben ist, gehen auseinander. 

Zu Beginn des Jahres 1957 bestanden im Bundesgebiet 36 
geschlossene Fördereinrichtungen mit einer Kapazität von 1650 
Plätzen. Durch die finanzielle Förderung des Bundes und der 
Länder war es den Trägergruppen (überwiegend Verbände 
der freien Wohlfahrtspflege) möglich, diese Zahl auf rund 
140 Einrichtungen mit z. Z. rund 5500 Plätzen zu erhöhen. 
Allein aus Mitteln des 8. Bundesjugendplanes wmrden insge- 
samt 1 134 822 DM für die Erstellung von Internatsplätzen 
verausgabt. Im 9. Bundesjugendplan sind Mittel in mindestens 
derselben Höhe wie im 8. Bundesjugendplan in Aussicht 
genommen. 

Offene Fördermaßnahirien (ohne Heimunterbringung) haben 
insbesondere die Stadtstaaten Berlin, Bremen und Hamburg 
eingerichtet. Auch einige andere Länder haben neben geschlos- 
senen Lehrgängen offene Einrichtungen geschaffen. Da die 
Gesamtzahl der in offenen Einrichtungen unterrichteten Jugend- 
lichen ständigen Schwankungen unterworfen ist, sind genaue 
Angaben über die Zahl der hiervon Betroffenen nicht zu 
ermitteln. 

Zu l.b) 

Die Bereitstellung von Klassenräumen, des Inventars und der 
Lehrmittel wird von der Bundesregierung als eine Aufgabe 
der Unterrichtsverwaltungen der Länder angesehen. 

Zu l.c) 

Das gleiche gilt für die Förderung der für diese Aufgabe 
besonders gualifizierten Lehrkräfte und die Sicherstellung 
von deren Besoldung. 
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ln einigen Ländern bestehen finanzielle Schwierigkeiten, die 
in l.b) und l.c) genannten Aufgaben in ausreichendem Maße 
durchzuführen. Die Bundesregierung ust weiterhin mit allen 
Kräften bemüht, eine befriedigende Lösung auch dieses Fragen- 
komplexes zu erreichen. 

Zu 2. 

Der Nummer 2 des Bundestagsbeschlusses ist durch den Erlaß 
über die Änderung der Richtlinien für Beihilfen aus dem 
Vorlage- und Zuschußtitel des Bundeshaushaltsplans zur 
Eingliederung jugendlicher Zuwanderer vom 4. Februar 1957 
(Gemeinsames Ministerialblatt Nr. 6 vom 21. Februar 1957 
S. 58) Rechnung getragen worden. 

Zu 3. 

Eine Erhöhung des Haushaltsansatzes für Beihilfen aus [dem 
Vorlage- und Zuschußtitel von 7,5 Mio DM wurde trotz Er- 
weiterung der Zweckbestimmung noch nicht für erforderlich 
gehalten. Im Haushaltsjahr 1956 wurden von den in Ansatz 
gebrachten 7,5 Mio DM nur rd. 4 Mio DM und im Haushalts- 
jahr 1957 nur rd. 6 Mio DM verausgabt. Auch für das Haus- 
haltsjahr 1958 wurden deshalb wieder 7,5 Mio DM angesetzt. 
Es darf zunächst erwartet werden, daß diese Summe unter 
Zugrundelegung der geltenden Richtlinien auch im laufenden 
Haushaltsjahr zur Erfüllung der Aufgaben ausreidit. Zuver- 
lässige Voraussagen können allerdings gerade bei diesem 
Fonds wegen der nicht vorausbestimmbaren Zahl der an- 
kommeriden Zuwanderer nicht gemacht werden. 


Dr. Wuermeling 
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